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Zwischen Reform und Modernisierung – 
eine neue Phase der Gestaltung von 
Berufsbildungspolitik?
Interview der Zeitschrift für Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik mit der Bundesmi-
nisterin für Bildung und Forschung, Frau 
Dr. Annette Schavan

ZBW: Bei der Vorstellung Ihres Pro-
gramms im Bundestag sprachen Sie 
sich für mehr Qualität und Gerech tigkeit 
sowie eine höhere Teilhabe an Bildung 
aus. Deshalb wollen Sie auch die Reform 
der Berufsausbildung vorantreiben und 
die Bedingungen für die Qualifi zierung 
älterer Arbeitneh mer verbessern. Was 
genau verstehen Sie darunter?

Schavan: Bei der Reform der Berufs-
ausbildung ist schon einiges in die Wege 
geleitet worden, auf dem wir aufsetzen 
können. Ich schließe hier alle Ebenen 
ein, die Unter nehmen, viele Institutio-
nen, die Länder und den Bund. Mit der 
im Bundestag mit großer Mehrheit über-
parteilich beschlossenen Novellierung 
des Berufsbildungsgesetzes konnte in 
2005 ein klares Zeichen in Richtung 
Modernisierung gesetzt werden. 
 Bildung ist der Schlüssel für indivi-
duelle Lebenschancen, Bildung und 
Qualifi zierung sichert Innovationsfähig-

keit für Wirtschaft und Gesellschaft. Die 
Reformen der Berufsausbildung voran-
zutreiben ist hier ein zentraler Punkt, ich 
möchte dies in einigen Schwerpunkten 
umreißen: 
• Ausbildungsmärkte sind regionale 

Märkte, es gilt die regionale Verant-
wortung für die Ausbildungs märkte 
zu stärken.

• Ich möchte die Modernisierung der 
Berufsbildung voranbringen. Dazu 
zählt die Modernisierung der Berufe, 
um die Anschluss- und Beschäfti-
gungsfähigkeit zu verbessern und zu 
sichern. Gerade an den Schnittstellen 
des Bildungssystems insgesamt, aber 
auch den Schnittstellen innerhalb 
der Berufsbildung muss eine neue 
Dynamik herrschen. Das sind wir un-
seren Jugendlichen schuldig. Um ein 
Beispiel zu nennen: Warteschleifen 
sind nicht nur ökono misch schwer zu 
rechtfertigen, sie binden erhebliche 
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Ressourcen. Warteschleifen sind ein 
Signal für einen wenig verantwort-
lichen Umgang mit der Lebenszeit 
junger Menschen.

• Bildung, berufl iche Bildung sichert 
gesellschaftliche Teilhabe, berufl iche 
Bildung bedeutet zugleich gesell-
schaftliche Integration. Unter Chan-
cengerechtigkeit verstehe ich dabei 
auch, dass wir faktische Verknüpfun-
gen zwischen sozialer Herkunft und 
erzielten Bildungsleistungen sowie 
damit verbundenen Ausbildungschan-
cen nicht länger akzeptieren wollen, 
dies gilt nicht zuletzt für neue Impulse 
für die gesellschaftliche Integration 
von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund.

• Die Ausgestaltung der Nahtstelle 
von allgemein bildender Schule zu 
Ausbildung und Beschäf tigung ist von 
entscheidender Bedeutung für eine 
kontinuierliche Bildungsbiographie 
der Jugend lichen und letztendlich für 
eine erfolgreiche Ausbildung. Deshalb 
muss das Übergangsmanagement 
selbstkritisch hinterfragt werden: wo 
stehen wir hier und was muss nach-
justiert werden. 

• Der fünfte Schwerpunkt heißt für 
mich, unsere berufl iche Bildung auf 
Europa hin zu öffnen, denken Sie 
an die Förderung der Mobilität und 
der damit verbundenen notwendigen 
Vergleichbar keit von Qualifi kationen 
und deren wechselseitiger Akzeptanz. 
Für mich ist die Zielsetzung einer 
nationalen Interessenvertretung und 
die Beteiligung an den Prozessen 
zur Schaffung eines euro päischen 
Qualifi kationsrahmens oder eines eu-
ropäischen Leistungspunktesystems 
dabei kein Widerspruch. 

Die Qualifi zierung älterer Arbeitnehmer 
ist ein wichtiges Thema und ich hatte 
dies bewusst auch im Bundestag als 
zentrale Themenstellung aufgegriffen. 
Zudem ist es ein Thema, welches un-

mittel bar mit einer besseren Verzahnung 
von Aus- und Weiterbildung mit dem Ziel 
eines systema tischen Bildungsansatzes 
verbunden ist. 
 Wir reden im Zusammenhang mit 
demographischem Wandel von einer 
Entwicklung über 20 und mehr Jahre, da 
sind die „Alten“, die es betrifft, heute ge-
rade mal 40 bis 45. Deshalb aber greift es 
zu kurz, - so wichtig sie ist - ausschließ-
lich auf Weiterbildung oder Qualifi zierung 
im rein „traditionellen Sinne“ zu setzen. 
 Wir brauchen darüber hinaus neue 
Konzepte in den Unternehmen, die 
Arbeits-, Familien- und Lernzeit viel 
stärker miteinander verknüpfen. In der 
Demographieinitiative haben wir genau 
hier angesetzt. Wir haben Instrumente 
der Unternehmensführung und des 
Personalmanagements entwickelt, die 
einen zweckmässigen Umgang mit dem 
demographischem Wandel ermöglichen. 
Relativ bekannt sind „alters gemischte 
Teams“ bei denen wechselseitiges Ler-
nen in Unternehmen – nicht nur jung von 
alt oder alt von jung – im Zentrum steht. 
Daneben wurden Arbeitszeitmodelle 
erprobt, die Beruf und Familie besser in 
Einklang bringen. Im Programm „Innova-
tionsfähigkeit in einer modernen Arbeits-
welt“ sind Fragen des demographischen 
Wandels auch weiterhin ein wichtiger 
Bestandteil. 
 Auch das BMBF-Programm „Lern-
kultur Kompetenzentwicklung“ hat neue 
und wichtige Erkenntnisse zum The-
ma lebensbegleitender Qualifi zierung 
gebracht. Hier wurden Konzepte des 
Lernens im Sozia len Umfeld, in Wei-
terbildungseinrichtungen, im Netz und 
natürlich im Prozess der Arbeit erforscht 
und analysiert. Die Erkenntnisse sind in 
Unternehmen erfolgreich erprobt wor-
den – und sie sind um setzbar. Auch in 
„Lernkultur Kompetenzentwicklung“ gilt 
es, gemeinsame Prozesse von jungen 
Mit arbeiterinnen und Mitarbeitern mit 
älteren zu ermöglichen. Darüber hinaus 
widmete sich das Pro gramm auch der 
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Aufgabe, informelle Lernsituationen 
– beispielsweise im sozialen Umfeld –für 
das Arbeitsleben nutzbar zu machen.

 
ZBW: In diesem Zusammenhang haben 
Sie besonders hervorgehoben, dass 
die Zahl der Schulabsolven ten steigt, 
die sich für eine berufl iche Ausbildung 
bewerben. Zudem bleibt nach der 
Koalitionsver einbarung vom November 
2005 das Ziel, dass jeder ausbildungs-
willige und –fähige Jugendliche ein 
Ausbildungsangebot erhält und dass 
die Jugendarbeitslosigkeit ein dringend 
zu lösendes Problem ist. Welche Maß-
nahmen wollen Sie zur Erreichung der 
Ziele ergreifen? Wie wollen Sie dazu 
beitragen, um allen Jugendlichen eine 
berufl iche Zukunft zu sichern?

Schavan: Die Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit und der Jugendarbeitslosigkeit 
im Besonderen ist eine zentrale gesell-
schaftliche und bildungspolitische Aufga-
be, deren Überwindung einen wichtigen 
Gradmesser bei der Beurteilung der Ar-
beit der Bundesregierung darstellt. Der in 
2004 mit der Wirtschaft abge schlossene 
Ausbildungspakt ist hier ein Schritt in 
die richtige Richtung, aber die positiven 
Effekte aus den Paktergebnissen gilt es 
zu verstetigen, wir brauchen eine neue 
Dynamik. Im April werde ich dem Bun-
deskabinett den Berufsbildungsbericht 
2006 vorlegen, der die Ausbildungssi-
tuation 2005 be schreibt und analysiert. 
Dabei wird meines Erachtens deutlich, 
es gibt nicht den einen, alleinigen Weg, 
eine befriedigende Situation am Aus-
bildungsmarkt zu erreichen oder auch 
der Jugendarbeitslosigkeit entgegen-
zutreten. Die im Berufsbildungsbericht 
anschaulich dargestellte mittel- und lang-
fristige Ent wick lung des dualen Systems 
seit etwa 1992 verdeutlicht zudem, dass 
es hier nicht allein um die quan titative 
Entwicklung von Angebot und Nachfrage 
betrieblicher Ausbildung geht, wir dürfen 
uns auch einer strukturellen Diskussion 

nicht verschließen. Ergänzend zum 
Nationalen Pakt für Ausbildung habe 
ich deshalb einen Innovationskreis Be-
rufsbildung berufen, mit dem ich – un-
ter Einbeziehung relevanter Experten 
– neue Impulse für die strukturelle Wei-
terwicklung des Berufsbildungssystems 
in Deutschland beraten und Handlungs-
optionen identifi zieren will. Neben der 
Beteiligung der Wissen schaft möchte 
ich mit der bewussten Einbeziehung von 
innovativer betrieblicher und schulischer 
Praxis eine Bodenhaftung und Umset-
zungsorientierung gewährleisten.
 Die Nähe der betrieblichen Ausbil-
dung zum Beschäftigungssystem ist 
eine ihrer entscheidenden Stär ken, sie 
bedeutet aber zugleich eine unmittelbare 
Verknüpfung mit den wirtschaftsstruktu-
rellen Ver änderungen. Aufgrund dieser 
Korrelationen – noch verstärkt durch 
demographische Aspekte – geht es mir 
im Innovationskreis dabei um die Erar-
beitung gemeinsamer Strategien, um un-
sere berufl ichen Qualifi zierungssysteme 
„fi t“ für die Anforderungen der mittel- und 
langfristigen Zukunft zu machen. Zudem 
setzen wir den Prozess bei der Gestal-
tung neuer und modernisierter Berufe 
fort. Im Januar habe ich in Berlin mit der 
Auftaktkonferenz des Ausbildungsstruk-
turprogramms „JOB STAR TER – für die 
Zukunft ausbilden“ ein bewusstes Signal 
für eine aktive Verantwortungswahrneh-
mung im Feld der berufl ichen Bildung 
gesetzt. Mit einer Laufzeit bis 2010 
und seinem Finanzvolumen von 100 
Millionen e (einschließlich ESF-Kofi nan-
zierung) werde ich mit dem Programm 
JOBSTARTER gezielt die strukturelle 
Stärkung des betrieblichen Ausbildung-
sangebots mit regional ansetzenden För-
derprojekten in den Mittelpunkt stellen. 
 Mit den vorgesehenen Steigerungs-
ansätzen für das Bildungs- und For-
schungsressort für 2006 in Höhe von 430 
Millionen e und dem Ziel bis 2010 die 
Aufwendungen für Forschung und Ent-
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wicklung auf drei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts zu steigern, ist ein klares 
Zeichen für Wachstum, Investitionen und 
Beschäftigung verbunden. Dies gilt es 
auch für die Gewinnung und Sicherung 
von betrieblicher Ausbildungsbeteiligung 
zu nutzen. 

ZBW: Kritiker der Dualen Berufsausbil-
dung weisen darauf hin, dass die starke 
Position der Kammern in der Regelung 
und Überwachung der Berufsausbildung 
weitergehende Reformen erschweren. 
In wieweit halten Sie diese Kritik für ge-
rechtfertigt? Wären u. U. auch rechtliche 
Änderungen anzu streben?

Schavan: Eine pauschale Kritik halte 
ich nicht für gerechtfertigt. Ich kann mir 
eine Übertragung der Beratungs- und 
Überwachungsfunktion von den Kam-
mern auf andere Institutionen nur schwer 
vorstellen, ohne das System der dualen 
Ausbildung mit seiner heutigen Ausge-
staltung damit insgesamt zur Disposition 
zu stellen. 
 Die manchem Kritiker vielleicht zu 
weitgehend erscheinenden Rechte der 
Kammern korrespondieren auf der an-
deren Seite mit der Verantwortung der 
Wirtschaft für ein adäquates Angebot an 
Ausbildungsplätzen. Die Einbindung der 
Kammern ist eine Form der konkreten 
Wahrnehmung dieser Verantwortung. 
 Hinter der Kritik an den Kammern steht 
bei einigen Kritikern auch der generelle 
Aspekt, das duale System sei zu unbe-
weglich. Ich glaube, das hat sich inzwi-
schen geändert, das System der dualen 
Be rufsausbildung ist längst nicht mehr sta-
tisch angelegt, sondern beruht auf einem 
immanenten Moderni sierungsprozess. Im 
Bereich der Entwicklung und Modernisie-
rung von Ausbildungsberufen können wir 
sehr zeitnah und anforderungsgerecht 
auf die Entwicklungen am Arbeitsmarkt 
und auf techno logische Innovationen 
reagieren. Das ist zu einer Daueraufgabe 
geworden. 

ZBW: Im Zusammenhang mit dem 
Ausbildungspakt gelingt es nicht, die 
Gewerkschaften ‚ins Boot’ zu bekom-
men. Wie beurteilen Sie die bestehenden 
Spannungen zwischen den Sozialpart-
nern im Be reich der Berufsbildung? 
Könnten diese nicht den Fortbestand des 
Konsensprinzips gefährden?

Schavan: Das für Neuordnung und die 
Schaffung neuer Ausbildungsberufe 
geltende Konsensprinzip wird durch 
den Nationalen Pakt für Ausbildung und 
Fachkräftenachwuchs in Deutschland 
nicht berührt. Bund, Sozialpartner und 
– was häufi g übersehen wird – auch die 
Länder arbeiten hier sehr vertrauensvoll 
und erfolgreich zusammen. Wir haben hier 
und da natürlich auch Auffassungsunter-
schiede, etwa bei zweijährigen Berufen, 
die von den Gewerkschaften meist aus 
grundsätzlichen Erwägungen abgelehnt 
werden. Wenn der Bund sich hier dann 
doch anders entscheiden will oder muss, 
wird dadurch das Konsensprinzip nicht 
grundsätzlich in Frage gestellt. 
 Mir persönlich ist der Kontakt und die 
Abstimmung mit beiden Sozialpartnern 
wichtig, ich nehme einen konstruktiven 
Dialog gerade auch mit den Vertreterin-
nen und Vertretern der Gewerkschaften 
sehr ernst. 

ZBW: Nach unserer Beobachtung voll-
zieht sich in der Berufsausbildung derzeit 
eine markante Fehl steuerung: Jugend-
liche mit vergleichsweise schlechten 
Schulabschlüssen erhalten keinen 
dualen Ausbildungsplatz und landen 
mit einem hohen Anteil in schulischen 
Bildungsgängen, für die ihnen häufi g die 
Motivation fehlt. Demgegenüber gelingt 
es Jugendlichen mit guten Schulab-
schlüssen, sich einen der knappen 
Ausbildungsplätze im Dualen System zu 
sichern, wobei viele von ihnen nach der 
Ausbildung ein Studium aufnehmen. Wie 
kann die Bildungspolitik diesen Tenden-
zen entgegenwirken?
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Schavan: Bildung und Bildungsverhalten 
lassen sich vom Staat und von der Politik 
nur bedingt steuern, auch sind die von 
Ihnen beschriebenen Effekte sehr viel-
schichtig und müssen unter vielfältigen 
Gesichts punkten differenziert betrachtet 
werden. Die Verantwortung der Wirt-
schaft für die berufl iche Ausbil dung in 
Deutschland korrespondiert mit Ange-
bots- und Nachfragemechanismen am 
Ausbildungsplatz markt und einer dabei 
notwendigen Entscheidungsautonomie 
von Bewerbern und Betrieben. Der Staat 
kann dem ausbildenden Betrieb nicht vor-
schreiben, welche Bewerberin, welchen 
Bewerber er einstellen soll oder muss. 
Aber die beschriebene Tendenz, gerade 
„schulmüde“ Jugendliche in schulische 
Ausbildungs- und Qualifi zierungswege 
münden zu lassen, muss nachdenklich 
machen. Dies ist ein Aspekt, den wir bei 
unseren Überlegungen – auch in dem 
oben genannten Innovationskreis beruf-
liche Bildung – adäquat berücksichtigen 
werden. Das mit dem Nationalen Ausbil-
dungspakt verbundene Programm der 
betrieblichen Einstiegsqualifi zierungen 
für Jugendliche mit individuellen Ver-
mittlungshemmnissen könnte hier einen 
alternativen Weg aufzeigen. Wichtig ist 
mir, dass wir schulische und vollzeit-
schulische Ausbildungsalternativen nicht 
von der betrieblichen Praxis trennen 
dürfen, sondern eine betriebliche und 
betriebsnahe Ausgestaltung dieser Bil-
dungsangebote erreichen. Dies erhöht 
zugleich die Übergangschancen in die 
Beschäftigung. 

ZBW: Ein Viertel aller Jugendlichen 
wird heute schon in Berufsfachschulen 
ausgebildet. Gemäß einer Untersuchung 
der OECD werden deren Absolventinnen 
und Absolventen seltener arbeitslos als 
im Dualen System ausgebildete Perso-
nen. Welche Auswirkungen hat dieser 
Befund für Ihre berufs bil dungs politischen 
Entscheidungen?

Schavan: Ich glaube, man muss den 
OECD-Bericht „Education at a Glance“ 
aus 2004 doch näher und differen ziert 
betrachten. Auf den ersten Blick weist 
er mit 10% eine höhere Erwerbslosen-
rate von Erwerbs fähigen mit dualer 
Berufsausbildung im Vergleich zu Ab-
solventen mit berufsqualifi zierendem 
Be rufsfachschulabschluss (7%) aus. 
Hieraus lassen sich meines Erachtens 
aber keine systembedingten Nachteile 
und schlechteren Beschäftigungschan-
cen von dual ausgebildeten Menschen 
herleiten. So qualifi zieren das duale 
System und Berufsfachschulen ganz 
überwiegend für Teilarbeitsmärkte, die 
wiederum mit unterschiedlichen Er-
werbs- und Beschäftigungschancen ver-
bunden sind. Schwerpunkte des Bildung-
sangebots der Berufsfachschulen liegen 
im Bereich der primären und sekundären 
Dienst leistungsberufe, während das 
duale System u. a. der Hauptqualifi zie-
rungsweg im produktionsorien tierten 
Wirtschaftssegment ist. Gerade hier 
ist in den letzten Jahren ein besonders 
hoher Rückgang der Zahl der sozialver-
sicherungspfl ichtigen Beschäftigten zu 
beklagen. Insofern spiegeln die Daten 
der OECD eher Effekte des strukturellen 
Wandels in Wirtschaft und Gesellschaft 
als dass hierdurch die Leistungsfähigkeit 
des dualen Systems gemessen wird. So 
beziehen sich die Analysen der OECD 
ja auch nicht auf die Chancen des Über-
gangs von Ausbildung in Beschäftigung, 
sondern auf die Er werbsbevölkerung 
insgesamt. Gerade bei den älteren Jahr-
gängen sind die rechnerischen Anteile 
von dual ausgebildeten Personen und 
der Beschäftigung in produktionsnahen 
Bereichen sehr ausgeprägt. Auch ist die 
Betrachtung auf Basis von Arbeitslosen-
quoten nur ein Aspekt einer möglichen 
analyti schen Betrachtung, denkt man 
in „Beschäftigungsquoten“, kommt man 
schnell zu differenzierten Aus sagen. 
In den immer noch männlich domi-
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nierten und auf Vollzeiterwerbsstellen 
ausgerichteten pro duktionsorientierten 
Berufen sind Teilzeitbeschäftigungen 
mit einem Anteil von unter 5 % deut-
lich unterrepräsentiert, während dieser 
– auch in Korrelation mit dem höheren 
Anteil weiblicher Beschäf tigten und ge-
schlechtsspezifi schen Erwerbsverläufen 
– in den Dienstleistungsberufen mit rd. 
20% deutlich höher liegt. 
 Aber die OECD-Studie ist das eine, 
die Erhöhung von Beschäftigungschan-
cen und mittel- und lang fristige Beschäf-
tigungsfähigkeit ist das andere. Hier dür-
fen wir uns nicht auf den vermeintlichen 
Lor beeren vergangener Tage ausruhen, 
sondern müssen mit einer auf struk-
turelle Innovation und Moder nisierung 
zielenden Politik zur Zukunftsfähigkeit 
des dualen Systems und der Berufe 
beitragen. 

ZBW: Mit welchen Instrumenten wollen 
Sie die Wirkungen der im April 2005 in 
Kraft getretenen Re form des Berufsbil-
dungsgesetzes überprüfen?

Schavan: Die Bundesregierung hat sich 
bereits im Koalitionsvertrag verpfl ichtet, 
die Wirkung der Reform des Berufsbil-
dungsrechts gemeinsam mit den Part-
nern im Laufe der Legislaturperiode zu 
überprüfen. Dieser Evaluationsprozess 
wird dabei in zwei Schritten ablaufen: In 
Abstimmung mit den Ländern wird der 
Bund voraussichtlich im Spätherbst 2006 
einen Workshop ausrichten, bei dem die 
maßgeblichen Akteure der Berufsbildung 
in einen Erfahrungsaustausch zum Stand 
der Umsetzung des Berufsbildungsge-
setz eintreten sollen. In diesem Forum 
wird sich auch bereits die Gelegenheit 
bieten, über Probleme der Umsetzung 
in der Praxis zu sprechen und – sofern 
bis dahin bereits erkennbar – einen et-
waigen gesetzlichen Anpassungsbedarf 
zu diskutieren. Für Mitte 2009 ist dann 
eine abschließende Gesamtevaluation 
des Reformvorhabens geplant. 

 Parallel dazu wird das Bundesmini-
sterium für Bildung und Forschung – in 
Kooperation mit den fachlich zuständigen 
Institutionen und Gremien in Bund und 
Ländern – auch weiterhin die Umsetzung 
der Novelle sowohl auf Länder- als auch 
auf der Ebene der berufsständischen 
Kammern und der Ausbildungsbetriebe 
kontinuierlich beobachten und beglei-
ten. 

ZBW: Sie fordern, dass bei einer struk-
turellen Neuausrichtung der Berufsvor-
bereitung der individuelle Förderbedarf 
Jugendlicher zum entscheidenden 
Kriterium werden solle. Was ist konkret 
damit gemeint?

Schavan: Lassen Sie mich das an einem 
Beispiel erläutern. Wir haben mit der Ent-
wicklung einer neuen Förder struktur im 
Rahmen der Berufsausbildungsvorberei-
tungsmaßnahmen der Bundesagentur 
für Arbeit das bisherige starre Maßnah-
menangebot aufgegeben und durch ein 
zielgruppenübergreifendes, binnendif-
ferenziertes Qualifi zierungsangebot er-
setzt. Die Angebote an die Jugendlichen 
richten sich nunmehr nach dem individu-
ellen Bedarf. In aufeinander aufbauenden 
Qualifi zierungsabschnitten (Grundstufe, 
Förderstufe, Übergangsqualifi zierung) 
wird der Jugendliche – seinen individu-
ellen Kompetenzen ent sprechend – auf 
eine möglichst rasche Integration in der 
Ausbildung vorbereitet. Grundlage hier-
für ist ein Qualifi zierungsplan, der nach 
einer umfassenden Eignungsanalyse 
zeitlich und inhaltlich auf die individuellen 
Kompetenzen des Jugendlichen zuge-
schnitten wird. Der Qualifi zierungsplan 
wird von einem sog. Bildungsbegleiter er-
stellt und kontinuierlich fortgeschrieben. 
Die Bildungsbegleiter betreuen die Ju-
gendlichen während der gesamten Zeit 
der Berufsausbildungsvorbereitung.
 Wir versprechen uns diesbezüglich 
noch weitere Erkenntnisse aus dem in 
diesem Jahr abzuschließen den Förder-
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programm „Kompetenzen fördern –Be-
rufl iche Qualifi zierung für Jugendliche 
mit besonde rem Förderbedarf (BQF-Pro-
gramm)“. Danach unterstützen auch die 
Erfahrungen aus anderen Projek ten die 
These, dass neben der Eignungsanaly-
se, die zu Beginn der Fördermaßnahmen 
mit den Jugend lichen durchgeführt wird, 
eine kontinuierliche Prozess begleitende 
Kompetenzfeststellung Grundlage für 
die Festlegung des individuellen Förder-
bedarfs sein muss. Dazu gehört auch 
beispielsweise die Berücksichtigung der 
spezifi schen Kompetenzen von Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund.

ZBW: Trotz zahlreicher Förderpro-
gramme in den vergangenen 30 Jah-
ren gelingt es nur sehr begrenzt, das 
Berufswahlverfahren von Mädchen und 
jungen Frauen zu beeinfl ussen. Haben 
Sie hier neue Ideen und Ansätze, die zu 
erproben wären?

Schavan: Die Bundesregierung hat 
zahlreiche Maßnahmen initiiert, die 
darauf abzielen, das eingeschränkte 
und tradierte geschlechtsspezifi sche 
Be rufswahlverhalten von Mädchen zu 
verändern und ihnen die Chancen in na-
turwissenschaftlich-tech nischen Berufen 
klar zu machen. Beispiele sind:
• Girls’ Day – Mädchen-Zukunftstag
• Roberta, das Kursprogramm zum Ent-

werfen, Konstruieren und Program-
mieren von Robotern für Mädchen

• LizzyNet, die Online-Plattform als 
Informationsangebot und virtueller 
Lernort

• JobLab, ein multimediales Planspiel 
als Entscheidungshilfe zur Berufsfi n-
dung

Erfolge sind bereits zu verzeichnen: in der 
dualen Berufsausbildung liegt der Mäd-
chenanteil bei den neuen technischen 
Berufen zum Beispiel bis zu 54,1% bei 
den Mediengestaltern/-innen für Digital- 
und Printmedien. Bei den Studienanfän-
gerinnen im naturwissenschaftlichen 

Bereich, z.B. im Ma schinenbau, ist der 
Frauenanteil von 8,9% in 1985 auf 16,9% 
in 2005 gewachsen.
 Zur Sicherung und zum Ausbau des 
erreichten Wandels im Berufswahlver-
halten von Mädchen und jungen Frauen 
ist auch in Zukunft eine Fortführung der 
Maßnahmen notwendig. Hierzu zählen 
insbe sondere diejenigen, die in erfolgrei-
cher Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
durchgeführt werden. 

ZBW: Wie wollen Sie Jugendliche und 
Unternehmer mit einem Migrationshin-
tergrund gezielter für die Beteiligung an 
der berufl ichen Bildung gewinnen?

Schavan: In Deutschland hat sich die 
Zahl von Unternehmern mit Inhabern 
ausländischer Herkunft seit den 90er 
Jahren mehr als verdoppelt – von rund 
144.000 im Jahr 1990 auf jetzt knapp 
300.000, Tendenz weiter steigend. Ihre 
Beteiligung an der betrieblichen Berufs-
ausbildung ist jedoch noch sehr gering, 
sie schwankt – je nach Nationalität – le-
diglich zwischen sechs und 15 %. 
 Die Bundesregierung hat sich das Ziel 
gesetzt, in den nächsten Jahren die Zahl 
der Ausbildungsplätze in Unternehmen 
mit Inhabern ausländischer Herkunft 
deutlich zu erhöhen. Mein Haus hat 
deshalb eine Fülle von bundesweiten 
Aktionen in Gang gesetzt. Unter ande-
rem haben wir zusammen mit dem Deut-
schen Industrie- und Handelskammertag 
sowie deutsch-ausländischen Unter-
nehmerverbänden die Initiative „Aktiv 
für Ausbildungsplätze“ gegründet, um 
konkrete Maßnahmen zu vereinbaren. 
So ha ben 50 Industrie- und Handels-
kammern Ausländerbeauftragte ernannt, 
die zur Verbesserung der In formations- 
und Serviceleistungen der Kammer als 
erste Ansprechpartner für ausländische 
Unterneh mer zur Verfügung stehen. Im 
Rahmen einer von meinem Ministerium 
durchgeführten bundesweiten Aktion 
„Moscheen aktiv für Berufsbildung“ 
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haben Berufsbildungsexperten in 11 
Großstädten Imane und Vorsitzende 
von rund 750 Moscheevereinen über 
das betriebliche Berufsbildungssystem 
infor miert, damit jene in ihren Gemein-
den für dieses Thema intensiv werben 
können. Diese erfolgreiche Aktion wollen 
wir auch auf andere Nationalitäten- bzw. 
Religionsgruppen übertragen. 
 Das BMBF leistet mit dem laufenden 
BQF-Programm bereits einen wichtigen 
Beitrag zur Verbesserung der Ausbil-
dungssituation von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund. Im Rahmen des 
BQF-Programms werden u.a. bundes-
weit zehn lokale / regionale Berufl iche 
Qualifi zierungsNetzwerke für Migrantin-
nen und Migranten (BQN) gefördert. Ziel 
der BQN-Aktivitäten ist es, die vereinzel-
ten Aktivitäten der Akteure im Feld der 
berufl ichen Integration von Jugendlichen 
mit Migrations hintergrund zusammen-
zuführen und vor Ort ein integriertes 
Handlungskonzept zu entwickeln und zu 
erproben. 

ZBW: Sie wollen das Angebotsspektrum 
der Berufsausbildung durch gestufte 
Ausbildungsordnungen erweitern und 
bei jeder Aktualisierung und bei jeder 
Neuentwicklung von Ausbildungsbe-
rufen prüfen, ob eine Stufung sinnvoll 
ist. Welche Kriterien wollen Sie diesem 
Prüfungsvorgang zugrunde legen?

Schavan: Die Anforderungen, die 
ein neuer Ausbildungsberuf erfüllen 
muss, ergeben sich aus dem Berufsbil-
dungsgesetz. Sie gelten damit für 
herkömmliche Berufe genauso wie für 
gestufte Ausbildungsgänge; die Befähi-
gung zur Ausübung einer qualifi zierten 
berufl ichen Tätigkeit ist auch hierfür der 
entschei dende Maßstab. Anlernberufe 
wird es im dualen System also nicht 
geben. Was ich will, ist eine feinere 
Justierung, die den Anforderungen des 
Arbeitsmarktes folgt, ohne die Karriere- 
und Wechselchancen der Auszubilden-

den zu verringern. Dabei ist für mich eine 
ganz zentrale Botschaft: der Weg in eine 
duale Ausbildung ist keine Sackgasse, er 
bietet Perspektiven und Chancen.

ZBW: Wie wollen Sie gewährleisten, 
dass das duale System der Berufsausbil-
dung innerhalb der Euro päischen Union 
angemessen berücksichtigt wird und 
international wettbewerbsfähig bleibt?

Schavan: Bei allen Herausforderun-
gen, vor denen wir stehen, genießt das 
deutsche Duale System der Berufsaus-
bildung international einen sehr guten 
Ruf und erfährt hohe Anerkennung für 
seine praxis- und be triebsnahe Qua-
lifi zierung, die sowohl den aktuellen 
technischen als auch wirtschaftlichen 
Erforder nissen entspricht. Durch konti-
nuierliche Modernisierung der Ausbil-
dungsinhalte und –strukturen trägt das 
duale Aus- und Weiterbildungssystem 
maßgeblich zur Sicherung des Fach-
kräftebedarfs der Un ternehmen und 
damit zur Sicherung der Wettbewerbs-
fähigkeit der volkswirtschaftlichen Wert-
schöp fung bei. Des Weiteren trägt die 
stärkere Internationalisierung der dualen 
Berufsausbildung durch die Vermittlung 
von interkulturellen Kompetenzen sowie 
Sprachenerwerb und die durch das neue 
Berufs bildungsgesetz eröffneten Mög-
lichkeiten, einen Teil der Ausbildung in 
einem anderen Land zu absol vieren, zur 
Steigerung der Attraktivität und Qualität 
des dualen Systems bei. 
 Ich stehe der Entwicklung eines 
europäischen Qualifi kationsrahmens, 
der als übergreifendes Trans parenz-, 
Vergleichs- und Übersetzungsinstrument 
nicht nur die Mobilität zwischen den 
Bildungs systemen sondern auch die 
berufl iche Mobilität in Europa fördert, 
positiv gegenüber. Dabei halte ich es 
für eine wichtige Zielsetzung, dass be-
schäftigungsnahe Qualifi zierungswege 
in Aus- und Weiterbil dung gegenüber der 
schulischen oder auch akademischen 
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Ausbildung ausreichend Rechnung ge-
tragen wird.

ZBW: Dem Dualen System der Be-
rufsausbildung droht die Gefahr einer 
fortschreitenden Entbetriebli chung. Es 
boomen Kombimodelle von Bildungs-
trägern, Schulen, Betrieben und überbe-
trieblichen Einrichtungen. Wie beurteilen 
Sie diese Entwicklung? Sehen Sie hier 
einen politischen Hand lungsbedarf?

Schavan: Hinter den von Ihnen genann-
ten „boomenden Modellen“ verbergen 
sich ja ganz unterschiedliche An sätze 
und Alternativen zur klassischen betrieb-
lich- oder einzelbetrieblich geprägten 
Ausbildung, inso fern müsste man hier 
sicher sehr differenziert analysieren und 
dann im Ergebnis auch zu differenzier-
ten Bewertungen kommen. Natürlich 
wirken konjunkturelle und/oder wirt-
schaftsstrukturelle Entwick lungen des 
Beschäftigungssystems unmittelbar 
auf den Ausbildungsmarkt. Überlagert 
werden diese Effekte zudem von der 
demographischen Entwicklung und den 
derzeit – zumindest in gesamtdeutscher 
Betrachtung – weiterhin hohen bzw. auch 
noch steigenden Schulabsolventenzah-
len. Insofern darf es – auch bei klarem 
Bekenntnis zum erfolgreichen dualen 
System – kein Denkverbot geben, bei 
einer wirtschaftsstrukturellen, konjunk-
turellen und demographisch bedingten 
besonderen Marktbelastung nicht auch 
Alternativen zu prüfen, damit möglichst 
alle Jugendliche konjunktur- und demo-
graphieunabhängig eine Chance auf 
Ausbildung und Qualifi zierung erhalten. 
Mir geht es insbe sondere dabei gerade 
darum, bei den unterschiedlichen Mo-
dellen und Alternativen zur klassisch 
ge prägten Berufsausbildung eine enge 
Anlehnung an die betriebliche Praxis zu 
erreichen. 
 Es ist mir daher ein bildungspoliti-
sches Anliegen, eine „Redualisierung“ 
– z.B. durch hohe Anteile betrieblicher 

Praktika – der außerbetrieblichen oder 
schulischen Ausbildungen zu erreichen. 
Ein Weg ist hier, die neuen Handlungs-
optionen des § 43 II des BBiG – auch in 
Verbindung mit § 7 BBiG offen siv zu nut-
zen, dies führt zugleich zur Reduzierung 
von Warteschleifen und zur Vermeidung 
von neuen Verdrängungseffekten am 
Markt: denken Sie etwa an Absolventen 
vollzeitschulischer Ausbil dungs  gänge, 
die nach deren Abschluss wieder als 
Nachfrager am Ausbildungsplatzmarkt 
auftreten. 
 Ein gutes Beispiel für die bewusst 
betriebsnahe Ausgestaltung von Alter-
nativen zur klassischen be trieblichen 
ist die Förderung meines Hauses 
von Ausbildungsplätzen in den neuen 
Ländern im Rah men des sog. „Aus-
bildungsplatzprogramms Ost“ (APO), 
dieses bezieht sich ausschließlich auf 
zusätz liche außerbetriebliche bzw. be-
triebsnahe Ausbildungsplätze. Nur Be-
werberinnen und Bewerbern, die nach 
dem jährlichen Stichtag Ende September 
als unvermittelt gelten, eröffnet dieses 
Programm die Chance dennoch eine 
betriebsnahe Ausbildung anzutreten. 
Zudem handelt es sich um ein zeitlich 
be grenztes Sonderprogramm – es wird 
jährlich unter Berücksichtigung der ak-
tuellen Ausbildungsplatz situation auf die 
Notwendigkeit des Umfangs und des Ob 
seiner Fortführung hin geprüft -, welches 
den besonderen wirtschaftlichen Pro-
blemen und dem daraus resultierenden 
Defi zit an betrieblichen Lehrstellen in 
den neuen Ländern Rechnung trägt. 
Das Programm sichert den Fachkräf-
tenachwuchs in den neuen Ländern, 
sichert Zukunftsperspektiven für die Ju-
gendlichen und verhindert die – in einer 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechung 
mit hohen Folgekosten und negativen 
Effekten verbundene – Abwanderung 
der jungen Generation aus diesen Re-
gionen. 
 Lassen Sie mich ein zweites Beispiel 
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nennen. Die Förderung von Überbetrieb-
lichen Berufsbildungs stätten (ÜBS) zielt 
in ihrem Kern gerade auf die strukturelle 
Stärkung der betrieblichen Ausbildung. 
Gerade kleine und mittelständische Be-
triebe, die mit ihren Ausbildungsleistun-
gen das Rückgrat des Dualen Systems 
bilden, sind nicht immer in der Lage, 
sämtliche Ausbildungsanforderungen 
allein zu vermitteln. Durch den Bestand 
von bundesweit ca. 800 vom Bund ge-
förderten ÜBS, die den betrieb lichen Teil 
der Ausbildung ergänzen, werden auch 
kleine und mittlere Betriebe häufi g erst 
in die Lage versetzt, auszubilden, so 
können auch bislang nicht ausbildende 
Betriebe zusätzliche Ausbil dungs  plätze 
bereit stellen.

ZBW: Als Folge der Ergebnisse aus 
der Föderalismusdiskussion sieht es 
momentan so aus, als würden die BLK-
Modellversuche in der Berufsbildung 
zukünftig entfallen. Gibt es in Ihrem Haus 
Über legungen, dieses bewährte Innova-
tionsinstrument durch neue Formen zu 
erhalten?

Schavan: Erst Ende des letzten Jahres 
hat die Bund-Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung und Forschungs förderung 
den Bericht zu „30 Jahre Modellversuche 
in der Berufsbildung“ zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Damit wurde eine 
Würdigung der bisherigen BLK-Modell-
versuche vorgenommen. Als Ergebnis 
der Arbeiten der Föderalismuskommis-
sion sind Bund und Länder aber über-
eingekommen, künftige Initiativen im 
schulischen Bereich der Berufsbildung 
allein durch die Länder zu fördern.
 Natürlich lebt die berufl iche Bildung 
auch weiterhin von der guten Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Ländern. 
Duale Berufsausbildung ist auf Lernort-
kooperation angewiesen. Deshalb wer-
den die Abstimmungsprozesse zwischen 
dem Bund, der für die außerschulische 
Berufsausbildung verantwort lich zeich-

net und den Ländern, die für den schuli-
schen Teil zuständig sind, im bewährten 
Maße fort gesetzt. Dabei gibt es viele 
Gremien und Instrumente, zum Beispiel 
den Koordinierungsausschuss für die 
Abstimmung der Ausbildungsordnungen 
des Bundes und der Lehrpläne für die 
Berufsschulen, die wir selbstverständlich 
weiterführen.

ZBW: Welchen Erfolg möchten Sie für 
die berufl iche Bildung verbucht sehen, 
wenn Sie in vier Jahren auf die Legisla-
turperiode zurückblicken?

Schavan: Erstmal hoffe ich, dann 
rückwirkend sagen zu können: Es ist 
uns gelungen, den eingeleiteten Moder-
nisierungsprozess gut voranzubringen 
und den jungen Menschen die Perspek-
tiven für Ausbildung und Beschäftigung 
gesichert zu haben, die sie verdienen. 
Wenn wir sagen können, dass alle, die 
ausbildungsfähig und ausbildungswillig 
sind, eine Chance auf Ausbildung und 
Qualifi zierung bekommen, haben wir 
gute Grundlagen geschaffen.

ZBW: Frau Ministerin, wir danken Ihnen 
für das Gespräch.

Das Interview führten Dieter Euler und 
Günter Pätzold.
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